
Der Vorsitzende des
Ausschusses für Finanzen und Beteiligungen
der Stadtverordnetenversammlung
Amt der Stadtverordnetenversammlung
E-Mail: stadtverordnetenversammlung@wiesbaden.de
Rathaus-Schlossplatz 6-65183 Wiesbaden
Telefon (0611) 31-3397
Telefax (0611) 31-3902
Sachbearbeiterin Elke Kessel

Wiesbaden, 03.12.2025

1. Den Mitgliedern des
    Ausschusses für Finanzen und Beteiligungen
2. Den Fraktionen
3. Dem Magistrat
4. Nachrichtlich
    Herrn Stadtverordnetenvorsteher

Einladung

zur öffentlichen Sitzung
des Ausschusses für Finanzen und Beteiligungen
am Mittwoch, 10. Dezember 2025, um 17:00 Uhr, 

Rathaus, Raum 22 (EG), Schlossplatz 6, Wiesbaden

- Vor Eintritt in die Tagesordnung findet eine Bürgerfragestunde statt -

   Tagesordnung I 
    

1. Genehmigung der Niederschrift der Sitzungen am 12.11.2025, 20.11.2025 und 27.11.2025

    
2. 25-F-22-0119

Wiesbaden als Optionskommune
 -Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von CDU und FDP vom 02.12.2025-
  

Im Optionsmodell besitzt eine Kommune (Landkreis oder kreisfreie Stadt) die alleinige Träger-
schaft der Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II). Diese sogenannten 
Optionskommunen sind zugelassene kommunale Träger der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende. Das Jobcenter ist in diesen Fällen Teil der Kommunalverwaltung. Im August dieses 
Jahrs fand im Bürgerhaus Kostheim in Wiesbaden ein Festakt zum 20-jährigen Bestehen der 
Kommunalen Jobcenter in Hessen statt.

Auch, wenn Hessen mit 16 von 104 bundesweiten kommunalen Jobcentern einen Spitzenplatz 
einnimmt, ist festzustellen, dass neben Wiesbaden mit Offenbach nur eine weitere kreisfreie 
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Stadt Hessens sowie mit Stuttgart nur eine weitere Landeshauptstadt am Optionsmodell teil-
nimmt. 

Die Arbeitslosenquote in Wiesbaden verharrt auch aktuell noch auf deutlich höherem Niveau als 
vor der Corona-Pandemie. Wiesbaden weist damit nach wie vor nach Offenbach die zweit-
höchste Arbeitslosenquote der Rhein-Main-Städte auf.

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat der Landeshauptstadt Wiesbaden wird gebeten, umfassend die Auswirkungen auf 
die Leistungssachbearbeitung für die Betroffenen sowie die Folgen für die Kommune (Vor- und 
Nachteile) in personeller und finanzieller Sicht für den Fall darzustellen, dass Wiesbaden nicht 
mehr am Optionsmodell teilnimmt.

    
3. 25-F-63-0098

Digitopf Stadtverbund – Umbuchung von Dezernat VII zu Dezernat II
 -Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, SPD, Die Linke und Volt vom 02.12.2025-

Mit dem Haushalt 2026 wurden die beiden neuen Titel zur Finanzierung des 
Digitalisierungstopfes im Stadtverbund zunächst im Zuständigkeitsbereich des Dezernats VII 
eingerichtet. In der Abstimmung zur praktischen Umsetzung zwischen den beteiligten 
Dezernaten wurde nun deutlich, dass eine Zuordnung zum Dezernat II sowohl inhaltlich als auch 
organisatorisch sinnvoll ist. Damit kann eine kohärente und effiziente Priorisierung, Planung und 
Bewirtschaftung des Digitalisierungsetats sichergestellt werden. Da eine Umbuchung von 
Haushaltsmitteln in dieser Größenordnung einer Freigabe durch die 
Stadtverordnetenversammlung bedarf, ist eine entsprechender Beschluss notwendig.

Der Ausschuss für Finanzen und Beteiligungen möge beschließen:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

Der Magistrat wird gebeten,

die mit dem Haushalt 2026 neu eingerichteten Titel 7-97-EHH-007_neu Digitalisierungstopf 
Stadtverbund  und 7-97-FHH-001_neu Digitalisierungstopf Stadtverbund vom Dezernat VII zum 
Dezernat II zu überführen und diese wie folgt neu zu benennen: 2-15-EHH-023_neu 
Digitalisierungstopf Stadtverbund (1 Mio. €) und 2-15-FHH-002_neu Digitalisierungstopf 
Stadtverbund (1 Mio. €). Die Beschlussfassung dient als Grundlage zur Budgetverschiebung im 
Haushalt 2026. Bei beiden Positionen ist weiterhin die Erstellung von Sitzungsvorlagen zur 
Mittelfreigabe notwendig.

    
4. 25-A-84-0003

Bericht des Stadtkämmerers zur aktuellen Haushaltssituation

    
5. Verschiedenes
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Tagesordnung II
    

1. 25-V-02-0019 DL 27/25-1

Zusammenschluss des Grünflächenamtes und der ELW - Projektstatus

    
2. 25-V-02-0020 DL 30/25-3

Mietkostenzuschüsse an Fastnachtsvereine für das Jahr 2025

    
3. 25-V-02-0027 DL 25/25-1

Förderantrag für das Landesprogramm "Zukunft Innenstädte" - Städtischer Eigenanteil

    
4. 25-V-05-0036 DL 28/25-3

Mehrkosten für 4. Fahrstreifen Schwalbacher Straße 

    
5. 25-V-20-0038 DL 30/25-5

Entwurf des Haushaltsplans 2026 - Wirtschaftspläne der Gesellschaften

    
6. 25-V-36-0027 DL 28/25-7

Schadenssanierung des Salzbachs - Genehmigung der Kosten der gemauerten Bachkanäle 
(Salzbach)

    
7. 25-V-40-0016 DL 28/25-8

Theodor-Fliedner-Schule - Neubau Einfeldsporthalle

    
8. 25-V-41-0028 DL 27/25-4

Wirtschaftsplan 2026 der Stiftung Stadtmuseum Wiesbaden

    
9. 25-V-51-0008 DL 25/25-2

Übernahme der Liegenschaft der Ev. Kita Sternenzelt im Rahmen eines Pachtvertrages

    
10. 25-V-52-0012 DL 30/25-7

Bundesprogramm "Sanierung kommunaler Sportstätten" ("Sportmilliarde")
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11. 25-V-61-0034 DL 27/25-7

Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme Ostfeld - Bericht zum Stand der Maßnahme 
einschließlich aktualisierter Kosten- und Finanzierungsübersicht (KoFi) 2025 

    
12. 25-V-66-0315 DL 30/25-9

Verwaltungsstreitverfahren Salzbachtalbrücke LHW-Autobahn GmbH

    
13. 25-V-67-0010 DL 28/25-19

Umgestaltung Wallufer Platz - Ausführungsvorlage

    
14. 25-V-67-0012 DL 30/25-11

Neufassung des Generalpachtvertrages für das Kleingartenland

    
15. 25-V-70-0008 DL 30/25-12, 28/25-20 

Anpassung der Straßenreinigungsgebühren für die Kalkulationsperiode 2026, Änderung der 
Straßenreinigungssatzung 

    
16. 25-V-81-0005 DL 28/25-21

WLW (81) - Wirtschaftsplan 2026 und Mittelfristplanungen 2027 - 2030, abschließende 
Feststellung der Gebührennachberechnung 2020, Gebührenvorkalkulation 2026

   NÖ Tagesordnung II 
    

1. 25-A-19-0010

Revisionsbericht 24-ELW-005 Personal ELW/MBA 

Der vertrauliche Bericht steht nur für Stadtverordnete in Nextcloud zur Verfügung.

    
2. 25-V-20-0026 DL 27/25-1 NÖ

Bürgschaft Nr. 679 - Übernahme einer modifizierten Ausfallbürgschaft
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3. 25-V-20-0036 DL 27/25-2 NÖ

Bericht über die Eigenbetriebe und Beteiligungsgesellschaften der Landeshauptstadt Wiesbaden 
2024

    
4. 25-V-20-0042 DL 30/25-2 NÖ

Ergänzende Informationen zur Bürgschaft Nr. 677 zugunsten der SEG für die Maßnahme 
"Verwaltungsgebäude Wilhelm-Tropp-Straße"

    
5. 25-V-23-0211 DL 30/25-3 NÖ

Ankauf eines Objektes in Mainz-Kastel

Falls ein Ausschussmitglied an der Teilnahme verhindert sein sollte, wird um Weitergabe der 
Einladung gemäß § 62 HGO gebeten.

Im Anschluss an die öffentliche Sitzung tagt der Ausschuss nicht öffentlich, falls Tagesordnungspunkte 
zur Beratung und Beschlussfassung in nicht öffentlicher Sitzung vorgesehen werden.

Dr. Reinhard Völker
Vorsitzender


